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Auf der ordentlichen Hauptversammlung der CECONOMY AG am Mittwoch, den 9. Februar 
2022, wurde unter TOP 7 „Billigung der Änderung des Systems zur Vergütung der Vorstands-
mitglieder“ das durch den Aufsichtsrat der CECONOMY AG in seiner Sitzung am 13. Dezember 
2021 beschlossene geänderte System zur Vergütung der Mitglieder des Vorstands der CECO-
NOMY AG zur Billigung vorgelegt. 
 
Das geänderte Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder wurde mit folgendem Ergebnis 
gebilligt: 
 
 

258.548.492 Abgegebene gültige Stimmen (= 71,93 % des Grundkapitals) 

237.816.958 Ja-Stimmen (91,98 %) 

20.731.534 Nein-Stimmen (8,02 %) 

 
 
Das Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder ist wie folgt ausgestaltet: 
 

Durch das am 1. Januar 2020 in Kraft getretene Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrech-
terichtlinie (ARUG II) wurde in § 87a des Aktiengesetzes (AktG) geregelt, dass der Aufsichtsrat bör-
sennotierter Gesellschaften ein klares und verständliches System zur Vergütung der Vorstands-
mitglieder beschließt. Über dessen Billigung beschließt gem. § 120a Abs. 1 AktG die Hauptver-
sammlung bei jeder wesentlichen Änderung und mindestens alle vier Jahre.  
 
Das nachfolgend dargestellte System zur Vergütung der Mitglieder des Vorstands („Vergütungs-
system“) beschreibt die Regeln und Kriterien, nach denen die jeweilige Gegenleistung für die von 
den Mitgliedern des Vorstands der CECONOMY AG zu erbringenden Tätigkeiten zu bestimmen ist. 
Das Ziel der CECONOMY AG ist es, dabei den Vorgaben des AktG sowie möglichst vollständig den 
Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance Kodexes (DCGK) betreffend die 
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Vorstandsvergütung zu entsprechen. Maßgebend ist dabei der am 20. März 2020 in Kraft getre-
tene DCGK in der Fassung vom 16. Dezember 2019.  
 
Den tatsächlich erreichten Stand der Entsprechung und etwaige Abweichungen von den Empfeh-
lungen des DCGK legt die CECONOMY AG in den Entsprechenserklärungen dar, die sie auf der 
Webseite www.ceconomy.de unter der Rubrik Unternehmen – Corporate Governance dauerhaft 
zugänglich macht. 
 
Wie im AktG und im DCGK vorgesehen, beschließt der Aufsichtsrat der CECONOMY AG das Ver-
gütungssystem. Das zuletzt vom Aufsichtsrat in seiner Sitzung am 13. Dezember 2021 geänderte 
Vergütungssystem wird nachfolgend in seinen Grundzügen sowie hinsichtlich der Struktur und 
Höhe der Vorstandsvergütung erläutert. 
 
I. Beitrag der Vergütung zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur langfristigen Ent-

wicklung der CECONOMY AG 
 
Die Geschäftsstrategie hat zum Ziel, dass der Kunde das Unternehmen als vertrauensvollen Bera-
ter und Partner bezüglich sämtlicher Fragen rund um Consumer-Electronics-Produkte ansieht. Das 
Vergütungssystem der CECONOMY AG ist auf die Förderung dieser Geschäftsstrategie und auf die 
langfristige Entwicklung der Gesellschaft ausgerichtet. Dies erfolgt insbesondere durch die Ver-
knüpfung der erfolgsabhängigen variablen Vergütung mit der Entwicklung des Aktienkurses sowie 
mit klar bestimmbaren Kennziffern, die auf eine nachhaltige Fortentwicklung der Gesellschaft aus-
gerichtet sind.  
 
Die auf das Geschäftsjahr bezogene kurzfristige erfolgsabhängige Vergütungskomponente (Short-
Term Incentive – STI) setzt Anreize für die wiederholte Steigerung des operativen Unternehmens-
erfolgs und der Kundenzufriedenheit sowie für die Umsetzung der Initiativen zur Verbesserung 
der Profitabilität. Durch ihren fortlaufenden Charakter und die wiederkehrende Bezugnahme auf 
für die CECONOMY AG bedeutsame Kennziffern ist die Komponente auf die Förderung der Ge-
schäftsstrategie ausgerichtet. Das STI honoriert die operative Unternehmensentwicklung anhand 
von finanziellen und nicht-finanziellen Erfolgszielen für das jeweilige Geschäftsjahr. Die Erfolgs-
ziele basieren auf den für die CECONOMY AG wichtigen Unternehmenskennzahlen (KPIs) EBIT, 
Umsatzwachstum und Net Working Capital (NWC) sowie auf dem wichtigen nicht-finanziellen Er-
folgsziel zur Messung der Kundenzufriedenheit (Net Promoter Score – NPS). 
 
Die langfristige erfolgsabhängige Vergütungskomponente (Long-Term Incentive – LTI) honoriert 
die Unternehmensentwicklung anhand von jeweils für einen Vierjahreszeitraum definierten quan-
titativen finanziellen und nicht-finanziellen Erfolgszielen. Das LTI ist stark und überwiegend am 
Aktienkurs orientiert und setzt entsprechend Anreize für eine nachhaltige und langfristige Steige-
rung des Unternehmenswerts unter Berücksichtigung der Belange der Aktionäre und der weiteren 
Stakeholder des Unternehmens. Die finanziellen Erfolgsziele des LTI sind somit im besonderen 
Maße auf eine langfristige Entwicklung der Gesellschaft ausgerichtet. Auch die nicht-finanziellen 
Ziele sollen die nachhaltige und langfristige Entwicklung der Gesellschaft fördern und sie für Akti-
onärskreise attraktiv machen, welche hierauf besonderen Wert legen. Zudem sorgt die Verknüp-
fung der Auszahlung des LTI mit der Halteobliegenheit eigener Aktien der CECONOMY AG dafür, 
dass die Vorstandsmitglieder langfristig an der Steigerung des Wertes der Gesellschaft interessiert 
sind. 
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II. Verfahren zur Fest- und Umsetzung sowie zur Überprüfung des Vergütungssystems 
 

Der Aufsichtsrat entscheidet nach Vorbereitung durch das Aufsichtsratspräsidium über das Ver-
gütungssystem und dessen Fest- und Umsetzung.  
 
Über dieses Vergütungssystem entschied der Aufsichtsrat im Herbst 2020 und legte es der Haupt-
versammlung der CECONOMY AG erstmals im Jahr 2021 zur Billigung vor. 
 
Im Dezember 2021 entschied der Aufsichtsrat über die Weiterentwicklung des Vergütungssys-
tems in vier Punkten und die entsprechenden Änderungen mit Wirkung ab dem Geschäftsjahr 
2022/23 sowie unter dem Vorbehalt der Billigung des geänderten Vergütungssystems durch die 
Hauptversammlung. Das geänderte Vergütungssystem wird der Hauptversammlung der CECO-
NOMY AG im Jahr 2022 zur Billigung vorgelegt.  
 
Interessenkonflikte der Aufsichtsratsmitglieder sind hinsichtlich des Vergütungssystems nicht er-
sichtlich. Insbesondere bestimmt sich die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats unabhängig 
von der Vorstandsvergütung. Für die Behandlung von Interessenkonflikten gelten zudem die all-
gemeinen Regeln. Interessenkonflikte werden abstrakt vermieden durch die paritätische und un-
abhängige Besetzung der betreffenden Gremien. Weitere besondere Maßnahmen zur Vermei-
dung von Interessenkonflikten sind nicht erforderlich. 
 
Die Ziel-Gesamtvergütung soll so bemessen sein, dass im Regelfall die Zielbeträge der variablen 
Vergütungsbestandteile die festen Vergütungsbestandteile (Grundvergütung und Nebenleistun-
gen) überwiegen und dass innerhalb der variablen Vergütungsbestandteile der Anteil der langfris-
tig variablen Vergütungsbestandteile den Anteil der kurzfristig variablen Vergütungsbestandteile 
überwiegt. Im Regelfall sollen von der Ziel-Gesamtvergütung des einzelnen Vorstandsmitglieds 
ein Anteil von etwa 43 % auf die jährliche Grundvergütung und Nebenleistungen, ein Anteil von 
etwa 34 % auf den jährlichen Zielbetrag des LTI und ein Anteil von etwa 23 % auf den jährlichen 
Zielbetrag des STI entfallen (mit der Möglichkeit des Aufsichtsrats, die prozentuale Gewichtung 
innerhalb der Ziel-Gesamtvergütung bei den einzelnen Komponenten im Einzelfall um bis zu 3 
Prozentpunkte zu variieren). Der relative Anteil der Beiträge zur betrieblichen Altersversorgung 
soll die Spanne von 3–6 % der Ziel-Gesamtvergütung sowie bei den weiteren Nebenleistungen 
1,5–3 % der Ziel-Gesamtvergütung nicht übersteigen. 
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Graphisch stellt sich der relative Anteil der verschiedenen Vergütungskomponenten an der Ziel-
Gesamtvergütung wie folgt dar: 

 
Der Aufsichtsrat hat die Möglichkeit, außergewöhnlichen Entwicklungen, insbesondere bei der 
Gewährung der variablen Bezüge, in angemessenem Rahmen Rechnung zu tragen. In begründe-
ten Fällen können Ansprüche auf Auszahlung einer variablen Vergütung entfallen (Malus) oder 
eine bereits ausgezahlte Vergütung zurückgefordert werden (Clawback). 
 
Eine nachträgliche Änderung der Zielwerte oder der Vergleichsparameter für die variable Vergü-
tung (Repricing) ist ausgeschlossen. Wenn es allerdings im Interesse des langfristigen Wohlerge-
hens der Gesellschaft notwendig ist, kann der Aufsichtsrat vorübergehend von diesem Vergü-
tungssystem abweichen. Ein Abweichen erfolgt jedoch nur aufgrund eines Beschlusses des Ge-
samt-Aufsichtsrats, der die Gründe für das Abweichen und die Dauer des Abweichens bezeichnet. 
Ein vorübergehendes Abweichen ist von allen Bestandteilen dieses Vergütungssystems und ins-
besondere von den variablen Vergütungsbestandteilen möglich. 
 
Im Rahmen der regelmäßigen Überprüfung des Vergütungssystems durch den Aufsichtsrat beur-
teilt dieser auch die Angemessenheit und Üblichkeit der konkreten Gesamtvergütung der Vor-
standsmitglieder. Die Beurteilung erfolgt dabei einerseits durch den horizontalen Vergleich zu den 
Unternehmen des MDAX. Seit 2018 ist die CECONOMY AG im SDAX und nicht mehr im MDAX 
gelistet. Aufgrund der verhältnismäßig hohen Beteiligungen der Ankeraktionäre der CECONOMY 
AG weisen die Gesellschaft nicht die für den MDAX erforderliche Freefloat-Marktkapitalisierung 
und ihre Aktie nicht das notwendige Handelsvolumen auf. Gemessen an den Größenkriterien Um-
satz, EBIT, Mitarbeiter und Gesamt-Marktkapitalisierung ist die CECONOMY AG aber mit den Un-
ternehmen des MDAX vergleichbar. Bei der Überprüfung der Angemessenheit erfolgt anderer-
seits ein vertikaler Vergleich mit den oberen Führungskräften und der Belegschaft der CECONOMY 
in Deutschland insgesamt. Das Verhältnis der Vorstandsvergütung zu der Vergütung des oberen 
Führungskreises und der Belegschaft insgesamt berücksichtigt der Aufsichtsrat auch in Bezug auf 
seine zeitliche Entwicklung. Hierzu wird der vertikale Vergütungsvergleich jährlich erneut durch-
geführt. 
 
Sofern der Aufsichtsrat zur Weiterentwicklung des Vergütungssystems und zur Beurteilung der 
Angemessenheit und Üblichkeit der konkreten Vorstandsvergütung externe Vergütungsexperten 
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hinzuzieht, überzeugt er sich vor der Beauftragung von deren Unabhängigkeit. Bei der Erarbeitung 
des nunmehr der Hauptversammlung vorliegenden geänderten Vergütungssystems hat sich der 
Aufsichtsrat punktuell sachlich und rechtlich extern unterstützen lassen. 
 
III. Änderungen zur Weiterentwicklung des Vergütungssystems mit Wirkung ab dem Ge-

schäftsjahr 2022/23 
 
In seiner Sitzung am 13. Dezember 2021 hat der Aufsichtsrat beschlossen, das von der Hauptver-
sammlung der CECONOMY AG im Jahr 2021 gebilligte Vergütungssystem weiter zu entwickeln. 
Durch die Veränderungen möchte der Aufsichtsrat eine größere Flexibilisierung des Vergütungs-
systems bewirken und der nicht-finanziellen Zielsetzung in Bezug auf die Kundenzufriedenheit ei-
nen größeren Stellenwert geben. Hierdurch soll den Transformationsnotwendigkeiten besser 
Rechnung getragen und eine bessere Passfähigkeit der Inzentivierung mit der Strategie, deren 
zentrales Element die Ausrichtung auf den Kunden bildet, hergestellt werden. 
 
Im Dezember 2021 hat der Aufsichtsrat mit Wirkung ab dem Geschäftsjahr 2022/23 und unter 
dem Vorbehalt der Billigung des geänderten Vergütungssystems durch die Hauptversammlung 
vier Änderungen betreffend die Struktur der variablen Vergütungsbestandteile beschlossen:  
 
Weiterentwicklung der STI-Struktur 
 
i. Verlagerung des Erfolgsziels „Kundenzufriedenheit“ (Net Promoter Score – NPS) von dem 

LTI in das STI: Demgemäß soll das STI künftig anhand von vier Leistungskriterien bestimmt 
und der Katalog der Themenfelder für mögliche nichtfinanzielle Zielsetzungen für das LTI 
von sechs auf fünf reduziert werden. 

 
ii. Flexibilisierung der Gewichtung der STI-Erfolgsziele: Die Gewichtung der STI-Erfolgsziele 

soll der Aufsichtsrat künftig nach pflichtgemäßem Ermessen von Jahr zu Jahr variieren 
können (nicht mehr fest vorgegeben durch das Vergütungssystem).  

 
Weiterentwicklung der LTI-Struktur 
 
iii. Erhöhung der Relevanz der nichtfinanziellen Erfolgsziele im LTI: In die Berechnung der LTI-

Komponente sollen fortan finanzielle LTI-Erfolgsziele mit einer Gewichtung von 70 % und 
nicht-finanzielle LTI-Erfolgsziele mit einer Gewichtung von 30 % eingehen.  
 

iv. Einführung einer „Vesting“-Logik im LTI: Die bisher auf den gesamten vierjährigen Leis-
tungszeitraum einer LTI-Tranche formulierten Zielsetzungen sollen künftig auf die vier 
einzelnen Jahre des Leistungszeitraums heruntergebrochen werden. Nach Ablauf eines 
jeden Jahres soll die Zielerreichung für das betreffende Jahr ermittelt und festgehalten 
werden. Zum Ende des gesamten Leistungszeitraums soll die Gesamt-Zielerreichung als 
arithmetisches Mittel der Zielerreichung in den einzelnen vier Jahren errechnet und der 
LTI auf Basis dieser Gesamt-Zielerreichung ausgezahlt werden. 
 

IV. Vergütungskomponenten ab dem Geschäftsjahr 2022/23 
 

Die Vergütungskomponenten der Mitglieder des Vorstands sind abschließend in den vergütungs-
bezogenen Rechtsgeschäften bestimmt. Vergütungsbezogene Rechtsgeschäfte sind die 
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schuldrechtlichen Anstellungsverträge, welche die CECONOMY AG, vertreten durch den Aufsichts-
rat, mit den einzelnen Mitgliedern des Vorstands schließt.  
 
1. Überblick über die Vergütungskomponenten 
 
Die Gesamtbezüge der Mitglieder des Vorstands der CECONOMY AG für die von ihnen gemäß 
ihren Anstellungsverträgen zu erbringenden Tätigkeiten setzen sich aus erfolgsunabhängigen fes-
ten und erfolgsabhängigen variablen Vergütungskomponenten zusammen. Die nachfolgende Dar-
stellung gibt einen Überblick über die einzelnen Vergütungskomponenten: 
 

 
 
2. Erfolgsunabhängige feste Vergütung 
 
Die feste erfolgsunabhängige Vergütung setzt sich aus der jährlichen Grundvergütung, den Bei-
trägen für die betriebliche Altersversorgung und den weiteren Nebenleistungen zusammen. 
 
a) Grundvergütung 
 
Die Grundvergütung ist mit den jeweiligen Vorstandsmitgliedern als Festvergütung vereinbart und 
wird in monatlichen Raten ausgezahlt. Falls das Vorstandsmitglied nur während eines Teils eines 
Geschäftsjahrs dem Vorstand angehört, wird die Grundvergütung zeitanteilig gezahlt.  
 
b) Betriebliche Altersversorgung 
 
Die Mitglieder des Vorstands erhalten eine betriebliche Altersversorgung in Form einer beitrags-
orientierten Direktzusage.  
 
Die betriebliche Altersversorgung wird gemeinsam durch das Vorstandsmitglied und das Unter-
nehmen finanziert. Dabei gilt die Aufteilung „5 + 10“. Sofern das Vorstandsmitglied einen Eigen-
beitrag von 5 % seiner definierten Bemessungsgrundlage (Grundvergütung und Zielbetrag STI) er-
bringt, zahlt das Unternehmen den doppelten Beitrag hinzu. Bei Ausscheiden eines Vorstandsmit-
glieds vor Eintritt eines Versorgungsfalls bleiben die Beiträge mit dem erreichten Stand erhalten. 
Die betriebliche Altersversorgung ist über die Hamburger Pensionsrückdeckungskasse VVaG 
(HPR) kongruent rückgedeckt. Die Verzinsung der Beiträge erfolgt nach Maßgabe der Satzung der 
HPR zur Überschussbeteiligung mit einer Garantie auf die eingezahlten Beiträge.  
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Die Beiträge der Gesellschaft zur betrieblichen Altersversorgung sind aufgrund der festgelegten 
Aufteilung und Bemessungsgrundlage für jedes einzelne Vorstandsmitglied begrenzt. Zusätzlich 
sind diese Beiträge auf EUR 100.000 pro Jahr begrenzt. 
 
Weiterhin haben die Mitglieder des Vorstands die Möglichkeit, künftige Entgeltbestandteile aus 
der Grundvergütung und der variablen Vergütung im Rahmen einer steuerbegünstigten Entgelt-
umwandlung in Anwartschaften auf betriebliche Altersversorgung bei der HPR umzuwandeln.  
Ruhegehalts- und Vorruhestandsregelungen werden nicht vereinbart. 
 
c) Nebenleistungen 
Neben der Grundvergütung und den Beiträgen zur betrieblichen Altersversorgung gewährt die 
Gesellschaft den Mitgliedern des Vorstands nur die folgenden Nebenleistungen:  
 
- Beiträge zur Unfallversicherung 
- Zuschüsse zur Kranken-/Pflegeversicherung 
- Übernahme von Kosten der Gesundheitsvorsorge 
- Bereitstellung eines dem Vorstandsmitglied zur Verfügung gestellten Dienstwagens 

 
Diese abschließend bestimmten Nebenleistungen sind auch der Höhe nach auf zusammen 
EUR 50.000 pro Jahr begrenzt. 
 
3. Erfolgsabhängige variable Vergütung 

 
Die erfolgsabhängigen Vergütungskomponenten sind eine variable Vergütung mit einer auf das 
jeweilige Geschäftsjahr bezogenen Erfolgsmessung, das sog. Short-Term Incentive („STI“), und 
eine variable Vergütung mit einer auf mehrere Geschäftsjahre bezogenen Erfolgsmessung, das 
sog. Long-Term Incentive („LTI“). Entsprechend der jeweiligen Leistungszeiträume weisen die 
Komponenten unterschiedliche Bemessungsgrundlagen und Erfolgsparameter auf. Für die Ge-
währung des STI und des LTI sowie die entsprechenden Anreizwirkungen dieser variablen erfolgs-
abhängigen Vergütungsbestandteile sind finanzielle und nicht-finanzielle Leistungskriterien maß-
geblich. Die den Vorstandsmitgliedern gewährten variablen Vergütungsbeträge werden überwie-
gend aktienbasiert gewährt: Innerhalb der variablen Vergütungsbestandteile überwiegt der Anteil 
der langfristig variablen Bestandteile, deren wiederum weit überwiegende finanzielle Leistungs-
kriterien auf die Kennzahlen absolute Aktienrendite und relative Aktienrendite bezogen sind. 
Durch beide Kennzahlen ist die Höhe einer etwaigen Auszahlung an die Wertentwicklung der 
Stammaktie der CECONOMY AG geknüpft. 
 
a) STI 

 
Die kurzfristige erfolgsabhängige Komponente wird jeweils für ein Geschäftsjahr gewährt und 
nach dessen Ablauf ausgezahlt. Beginnt oder endet das Anstellungsverhältnis im Laufe eines Ge-
schäftsjahres, wird das STI für das Geschäftsjahr zeitanteilig gewährt und gezahlt. Die Berechnung 
des STI erfolgt anhand von finanziellen und nicht-finanziellen Leistungskriterien. Diese basieren 
auf den nachfolgenden Kennzahlen, im Fall der ersten drei Leistungskriterien gemäß dem Kon-
zernabschluss der Gesellschaft (bereinigt um die Effekte von Portfolioveränderungen): 
 
- Ergebnis vor Zinsen und Steuern (Earnings Before Interest and Taxes – EBIT) auf Basis absolu-

ter EBIT-Werte; 
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- Wechselkursbereinigtes Umsatzwachstum; 
- Nettobetriebsvermögen (Net Working Capital – NWC) auf Basis absoluter NWC-Werte (4-

Quartals-Durchschnitt); 
- Kundenzufriedenheit (NPS). 

 
Die Gewichtung der vorgenannten Leistungskriterien obliegt dem Aufsichtsrat nach pflichtgemä-
ßem Ermessen. Allerdings sollen in der Regel die Leistungskriterien mit Bezug zu EBIT und Um-
satzwachstum jeweils ein Mindestgewicht von 15 % und ein Maximalgewicht von 50 % und die 
Leistungskriterien mit Bezug zu NWC und NPS jeweils ein Mindestgewicht von 15 % und ein Ma-
ximalgewicht von 20 % erhalten. Sofern der Aufsichtsrat keine besondere Gewichtung festlegt, 
gilt die Gewichtung des Vorjahres weiter. 
 
Der Aufsichtsrat legt die Erfolgsziele für alle Vorstandsmitglieder einheitlich auf Grundlage der 
ihm vom Vorstand vorgelegten Unternehmensplanung vor Beginn des Geschäftsjahres, für wel-
ches der STI gewährt wird, fest. Dem Grad der Zielerreichung für jede Kennzahl werden Faktoren 
(Zielerreichungsfaktoren) zugeordnet. Hierzu bestimmt der Aufsichtsrat nach pflichtgemäßem Er-
messen jeweils den Wert für die untere Schwelle (Eintrittshürde), den Zielwert für die 100 Pro-
zent-Zielerreichung sowie den Wert für eine 200 Prozent-Zielerreichung, bei dem der jeweilige 
Zielerreichungsfaktor der Höhe nach begrenzt ist. Eine nachträgliche Änderung der Zielwerte oder 
der Vergleichsparameter ist ausgeschlossen. 
 
Nach Geschäftsjahresende wird für jede Kennzahl anhand der jeweiligen Zielerreichungsfaktoren 
der Grad der Zielerreichung gemessen. Zwischenwerte werden mittels linearer Interpolation be-
stimmt. 
 
Aus den einzelnen gemessenen Zielerreichungsfaktoren wird anhand ihrer Gewichtung der Ge-
samtzielerreichungsfaktor berechnet. Durch Multiplikation des Gesamtzielerreichungsfaktors mit 
dem STI-Zielbetrag ergibt sich der Auszahlungsbetrag des STI. Der Auszahlungsbetrag ist auf das 
Doppelte des Zielbetrags begrenzt (Auszahlungs-Cap). Die Auszahlung erfolgt vier Monate nach 
dem Ende des Geschäftsjahres, für welches der betreffende STI gewährt wurde, nicht jedoch vor 
der Billigung des Konzernabschlusses für das jeweilige Geschäftsjahr durch den Aufsichtsrat. Bei 
einer unterjährigen Beendigung des Anstellungsverhältnisses werden noch nicht ausgezahlte An-
sprüche auf STI, die auf die Zeit bis zur Vertragsbeendigung entfallen, zeitanteilig nach den ur-
sprünglich vereinbarten Zielen und bei der ursprünglichen Fälligkeit gezahlt. 
 

 
 
 



 
 

9 
 

b) LTI 
 

Die langfristige erfolgsabhängige Komponente wird jeweils jährlich gewährt und nach Ablauf eines 
Leistungszeitraums von insgesamt vier Geschäftsjahren ausgezahlt. Beginnt oder endet das An-
stellungsverhältnis im Laufe eines Geschäftsjahres, wird das LTI für das Geschäftsjahr zeitanteilig 
gewährt und gezahlt. In die Berechnung gehen finanzielle Erfolgsziele mit einer Gewichtung von 
70 % und nicht-finanzielle Erfolgsziele mit einer Gewichtung von 30 % ein. Auch die Erfolgsziele 
des LTI legt der Aufsichtsrat für alle Vorstandsmitglieder einheitlich fest.  
 

 
 
aa) Finanzielle Erfolgsziele des LTI 
 
Die insgesamt in der Regel mit 70 % und zueinander gleichmäßig gewichteten finanziellen Leis-
tungskriterien sind die absolute Entwicklung der Aktienrendite („aTSR“) und die relative Entwick-
lung der Aktienrendite („rTSR“). 
 
aTSR-Komponente: Der aTSR-Zielerreichungsfaktor berechnet sich aus der Veränderung des 
Stammaktien-Endkurses und der Summe der hypothetisch reinvestierten Dividenden während 
des Leistungszeitraums in Relation zum Stammaktien-Anfangskurs als Prozentsatz.  
 
rTSR-Komponente: Der Zielerreichungsfaktor der rTSR-Komponente wird anhand der relativen 
Entwicklung der Aktienrendite der Stammaktie der Gesellschaft im Leistungszeitraum gegenüber 
den relevanten Vergleichsindizes, dem MDAX und dem STOXX Europe 600 Retail, berechnet.  
 
Der relevante Anfangskurs der Stammaktie der Gesellschaft für die aTSR- und die rTSR-Kompo-
nente errechnet sich aus dem Durchschnitt der XETRA-Schlusskurse von 40 aufeinanderfolgenden 
Börsenhandelstagen unmittelbar ab dem Beginn des Geschäftsjahres. Der relevante Endkurs wird 
ein Jahr später ebenfalls über den Zeitraum von 40 aufeinanderfolgenden Börsenhandelstagen 
unmittelbar ab dem Beginn des darauf folgenden Geschäftsjahres aus den XETRA-Schlusskursen 
der Stammaktie der Gesellschaft ermittelt. Die Ermittlung der Anfangs- und der Schlusswerte für 
die Vergleichsindizes bei der rTSR-Komponente erfolgt entsprechend. 
 
bb) Nicht-finanzielle Erfolgsziele des LTI 
 
Die insgesamt mit in der Regel 30 % gewichteten nicht-finanziellen Leistungskriterien des LTI ba-
sieren auf jeweils bis zu fünf vom Aufsichtsrat konkret formulierten quantitativen Zielsetzungen 
aus den nachfolgenden Themenfeldern:  
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- Mitarbeiterzufriedenheit 
- Klima- und Umweltschutz 
- Mitarbeiterentwicklung und -qualifizierung 
- Diversität 
- Unternehmenskultur und Compliance 

 
Sofern der Aufsichtsrat keine besondere Gewichtung festlegt, werden die nicht-finanziellen Leis-
tungskriterien im Verhältnis zueinander gleich gewichtet.  
 
cc) Berechnung des Auszahlungsbetrags des LTI 
 
Die Schwellenwerte für die finanziellen und die nicht-finanziellen Erfolgsziele des LTI werden je-
weils zum Schluss des Geschäftsjahres, welches dem Gewährungsjahr vorhergeht, durch den Auf-
sichtsrat nach pflichtgemäßem Ermessen festgelegt. Dem Grad der Zielerreichung für jede Kenn-
zahl werden Faktoren (Zielerreichungsfaktoren) zugeordnet. Hierzu bestimmt der Aufsichtsrat je-
weils den Wert für die untere Schwelle (Eintrittshürde), den Zielwert für die 100 Prozent-Zieler-
reichung sowie den Wert für eine 300 Prozent-Zielerreichung, bei dem der jeweilige Zielerrei-
chungsfaktor der Höhe nach begrenzt ist. Eine nachträgliche Änderung der Zielwerte oder der 
Vergleichsparameter ist ausgeschlossen. 
 
Nach dem Ende eines jeden Geschäftsjahres werden für die einzelnen finanziellen und nicht-fi-
nanziellen Erfolgsziele die Zielerreichungsfaktoren gemessen. Zwischenwerte werden mittels li-
nearer Interpolation bestimmt. Das gewichtete Mittel der Zielerreichungsfaktoren der finanziel-
len und der nicht-finanziellen Erfolgsziele bildet den jeweiligen Gesamtzielerreichungsfaktor. Er 
ist jeweils begrenzt auf 3. Aus den sich ergebenden Gesamtzielerreichungsfaktoren der finanziel-
len Erfolgsziele und der nicht-finanziellen Erfolgsziele wird anhand der festgelegten Gewichtung 
der Erfolgsziele zueinander der Gesamtzielerreichungsfaktor des LTI ermittelt. Dieser Gesamtzie-
lerreichungsfaktor ist ebenfalls begrenzt auf 3. Der Gesamtzielerreichungsfaktor des LTI für das 
jeweilige Jahr wird festgehalten. Zum Ende des vierjährigen Leistungszeitraums wird der Zielerrei-
chungsfaktor für die gesamten vier Jahre dann als arithmetisches Mittel der Zielerreichung in den 
einzelnen vier Jahren errechnet. 
 
Der für den LTI für den Vierjahreszeitraum insgesamt ermittelte Zielerreichungsfaktor wird mit 
dem LTI-Zielbetrag multipliziert, so dass sich der Auszahlungsbetrag ergibt. Der Auszahlungsbe-
trag ist auf maximal 200 Prozent des vereinbarten individuellen Zielbetrags begrenzt (Auszah-
lungs-Cap). 
 
Die Auszahlung des für den LTI ermittelten Vergütungsbetrags erfolgt zwei Monate nach dem 
Ende des Leistungszeitraums des betreffenden LTI. Voraussetzung ist, dass das berechtigte Vor-
standsmitglied der Gesellschaft das gemäß dem Aktienhalteprogramm der Gesellschaft erforder-
liche Investment in Stammaktien der Gesellschaft nachgewiesen hat. Bei einer unterjährigen Be-
endigung des Anstellungsverhältnisses werden noch nicht ausgezahlte Ansprüche auf LTI, die auf 
die Zeit bis zur Vertragsbeendigung entfallen, zeitanteilig nach den ursprünglich vereinbarten Zie-
len und bei der ursprünglichen Fälligkeit gezahlt. 
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V. Aktienhalteprogramm 
 
Im Rahmen des Aktienhalteprogramms der CECONOMY AG für Vorstandsmitglieder haben die 
Mitglieder des Vorstands die Obliegenheit, Aktien der Gesellschaft in Höhe einer bestimmten Ziel-
Beteiligung zu erwerben und während ihrer Vorstandstätigkeit zu halten. Die maßgebliche Ziel-
Beteiligung beträgt für den/die Vorsitzende/n des Vorstands 150 % und für die ordentlichen Mit-
glieder des Vorstands 100 % ihrer jeweiligen am Ende der Aufbauphase maßgebenden Brutto-
Grundvergütung. Der betreffende Gegenwert muss in Summe als Kaufpreis für die von dem Vor-
standsmitglied jeweils erworbenen Aktien aufgewendet werden. Die Aufbauphase umfasst einen 
Zeitraum von vier Jahren ab Beginn des Vorstands-Anstellungsvertrags.  
 

 
 
Die Vorstandsmitglieder sind verpflichtet, den aktuell von ihnen gehaltenen Aktienbestand regel-
mäßig und auf Verlangen der Gesellschaft nachzuweisen. Eine Auszahlung aus dem LTI setzt vo-
raus, dass das Vorstandsmitglied die maßgebliche Ziel-Beteiligung der Aktien der Gesellschaft 
hält. Sofern die Ziel-Beteiligung nicht oder nicht vollständig nachgewiesen ist, erhält das betref-
fende Vorstandsmitglied keine Zahlungen aus dem LTI.  
 
VI. Ziel-Gesamtvergütung 

 
Die Ziel-Gesamtvergütung des einzelnen Vorstandsmitglieds ist die Summe aus der mit dem Vor-
standsmitglied gemäß Anstellungsvertrag vereinbarten jährlichen Grundvergütung, den Neben-
leistungen, dem Aufwand für die betriebliche Altersversorgung und den jährlichen Zielbeträgen 
des STI und des LTI. Eine planmäßige Erhöhung der Bezüge mit zunehmendem Dienstalter ist nicht 
vorgesehen. Diese Ziel-Gesamtvergütung steht in angemessenem Verhältnis zu den Aufgaben und 
Leistungen des jeweiligen Vorstandsmitglieds sowie zur Lage der Gesellschaft. Sie erfüllt damit die 
gesetzlichen Anforderungen an die Üblichkeit von Vergütungen.  
 
Zur Beurteilung der Üblichkeit der konkreten Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder vgl. die 
Ausführungen oben unter Ziffer II. 
 
VII. Maximalvergütung 

 
Das Vergütungssystem enthält insgesamt und hinsichtlich der einzelnen Vergütungskomponenten 
betragsmäßige Höchstgrenzen. Die Maximalvergütung des einzelnen Vorstandsmitglieds ergibt 
sich aus der Summe der mit dem Vorstandsmitglied gemäß Anstellungsvertrag vereinbarten 
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jährlichen Grundvergütung, den maximalen Beträgen für die Nebenleistungen und die Altersver-
sorgung sowie den jeweiligen Höchstgrenzen für die variablen Vergütungsbestandteile.  
Für die/den Vorstandsvorsitzende/n beträgt die Maximalvergütung 5.150.000 € und für ordentli-
che Vorstandsmitglieder 2.650.000 €. Der Aufsichtsrat weist darauf hin, dass es sich bei diesen 
Beträgen um betragsmäßige Höchstgrenzen bei durchgängig maximaler Ausschöpfung der ent-
sprechenden Bandbreiten handelt. 
 
VIII. Malus und Clawback variabler Vergütungskomponenten 

 
Nach Auszahlung der erfolgsabhängigen variablen Vergütungskomponenten kann das betref-
fende Vorstandsmitglied grundsätzlich frei über die Beträge verfügen. Wenn ein Vorstandsmit-
glied während oder im Zeitraum bis zum Ende eines Jahres nach Ablauf des jeweiligen Leistungs-
zeitraums eines STI beziehungsweise eines LTI jedoch gegen seine gesetzlichen Pflichten im Sinne 
von § 93 AktG verstößt oder ein Grund für den Widerruf der Bestellung des Vorstandsmitglieds 
im Sinne von § 84 Abs. 3 Satz 1 AktG vorliegt, entfallen die Ansprüche auf Auszahlung der variab-
len Vergütungsbestandteile (Malus) oder können nach der Auszahlung von der Gesellschaft zu-
rückgefordert werden (Clawback).  

 
IX. Anrechnung der Vergütung für Nebentätigkeiten 
 
Sofern Vorstandsmitglieder konzernintern Aufsichtsratsmandate und vergleichbare Ämter wahr-
nehmen, wird die Vergütung für diese Tätigkeiten auf die Vorstandsvergütung angerechnet. 
Im Falle der Wahrnehmung einer konzernfremden Nebentätigkeit durch das Vorstandsmitglied 
ist für ab dem Geschäftsjahr 2020/21 bestellte Vorstandsmitglieder vertraglich sichergestellt, dass 
der Aufsichtsrat gemäß der Empfehlung in Ziff. G. 16 des DCGK entscheiden kann, ob und inwie-
weit die Vergütung für die konzernfremde Nebentätigkeit auf die Vorstandsvergütung anzurech-
nen ist. Durch Beschluss vom 20. November 2020 hat der Aufsichtsrat festgehalten, dass bis auf 
weiteres keine Anrechnung der für konzernfremde Aufsichtsratsmandate gewährten Vergütun-
gen erfolgt.  
 
X. Laufzeiten der Anstellungsverträge 
 
Die Laufzeit der Anstellungsverträge ist stets an den Bestand der organschaftlichen Bestellung des 
betreffenden Vorstandsmitglieds gekoppelt. Die Laufzeit verlängert sich jeweils für die Zeit, für 
die das Vorstandsmitglied wieder zum Vorstandsmitglied bestellt wird. Bei der Dauer der Bestel-
lung und Wiederbestellung beachtet der Aufsichtsrat die Grenzen des § 84 AktG. 
 
Erstmalige Bestellungen zum Vorstandsmitglied sollen in der Regel für einen Zeitraum von nicht 
länger als drei Jahren erfolgen.  
 
Die Anstellungsverträge sehen für beide Seiten kein Recht zur ordentlichen Kündigung vor. So-
wohl die Gesellschaft als auch das Vorstandsmitglied haben jedoch das Recht zur außerordentli-
chen Kündigung aus wichtigem Grund nach § 626 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB). 
 
XI. Regelungen bei Beendigung der Vorstandstätigkeit 
 
Scheidet ein Mitglied des Vorstands nach Ablauf seiner Amtsperiode regulär aus dem Unterneh-
men aus, werden während der Laufzeit des Dienstvertrags erworbene Ansprüche nicht vorzeitig 
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zur Zahlung fällig. Dies gilt gleichermaßen, wenn der Anstellungsvertrag eines Vorstandsmitglieds 
vorzeitig endet.  
 
In jedem Fall der vorzeitigen Beendigung der Bestellung des Vorstandsmitglieds – sei es insbeson-
dere einvernehmlich, durch Widerruf der Bestellung oder durch Amtsniederlegung – endet der 
Anstellungsvertrag automatisch nach Ablauf der in § 622 Abs. 2 BGB genannten Frist, ohne dass 
es einer gesonderten Kündigung bedarf.  
 
Für den Fall der vorzeitigen Beendigung ihrer Tätigkeit erhalten die Mitglieder des Vorstands eine 
Entschädigung für die vertraglichen Ansprüche, die in der Restlaufzeit ihrer Anstellungsverträge 
noch entstanden wären, grundsätzlich in Form einer einmaligen Zahlung. Diese Abfindung ist be-
grenzt auf den maximalen Wert von zwei Jahresvergütungen in Höhe der Summe aus der Grund-
vergütung und dem Zielbetrag für das STI (Abfindungs-Cap). Wenn die Restlaufzeit des Anstel-
lungsvertrags zum Zeitpunkt der Beendigung weniger als zwei Jahre beträgt, reduziert sich der 
Betrag der Abfindung zeitanteilig. 
 
Ein Anspruch auf Abfindung oder sonstige Zahlungen besteht nicht im Fall einer außerordentli-
chen Kündigung des Anstellungsvertrags durch die Gesellschaft aus wichtigem Grund (§ 626 BGB). 
Ebenso ist ein Anspruch auf Abfindung oder sonstige Zahlungen ausgeschlossen, falls das Vor-
standsmitglied sein Mandat niederlegt, ohne hierfür seinerseits einen wichtigen Grund zu haben.  
Noch nicht ausgezahlte Ansprüche eines Vorstandsmitglieds aus dem LTI verfallen bei einer Ver-
tragsbeendigung in den folgenden Fällen: 
 
- vorzeitige Abberufung des Vorstandsmitglieds aus wichtigem Grund nach § 84 Abs. 3 AktG; 
- Kündigung des Anstellungsvertrags des Vorstandsmitglieds durch die Gesellschaft aus wichti-

gem Grund nach § 626 BGB; sowie 
- Niederlegung des Amts seitens des Vorstandsmitglieds, ohne hierzu seinerseits einen wichti-

gen Grund zu haben. 
 

Im Falle des Todes eines Vorstandsmitglieds während der aktiven Dienstzeit wird den Hinterblie-
benen die Grundvergütung für den Sterbemonat sowie für weitere sechs Monate gezahlt. Wird 
das Vorstandsmitglied während der Laufzeit des Anstellungsvertrags dauernd dienstunfähig, so 
ist die Gesellschaft zur Kündigung des Vertrags mit einer Frist von sechs Monaten zum Quartal-
sende berechtigt. 
 
Die Anstellungsverträge enthalten keine Leistungszusage für eine vorzeitige Beendigung aufgrund 
eines Kontrollwechsels (sog. Change-of-Control). 
 
XII. Transparenz und Dokumentation 

 
Unverzüglich nach einem Beschluss der Hauptversammlung zur Billigung des Vergütungssystems 
werden der Beschluss und das Vergütungssystem gem. § 120a Abs. 2 AktG für die Dauer der Gül-
tigkeit des Vergütungssystems, mindestens jedoch für zehn Jahre, auf der Webseite der CECO-
NOMY AG kostenfrei öffentlich zugänglich gehalten. 

 
Zusätzlich erstellen Vorstand und Aufsichtsrat gem. § 162 AktG jährlich einen klaren und verständ-
lichen Bericht („Vergütungsbericht“) über die im letzten Geschäftsjahr jedem einzelnen gegenwär-
tigen und früheren Mitglied des Vorstands und des Aufsichtsrats von der Gesellschaft und von 
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Unternehmen desselben Konzerns gewährte und geschuldete Vergütung. Die Hauptversammlung 
beschließt über die Billigung des nach § 162 AktG erstellten Vergütungsberichts für das vorausge-
gangene Geschäftsjahr. Die erstmalige Beschlussfassung hat bis zum Ablauf der ersten ordentli-
chen Hauptversammlung, gerechnet ab Beginn des zweiten Geschäftsjahres, das auf den 31. De-
zember 2020 folgt, zu erfolgen, bei der CECONOMY AG also voraussichtlich spätestens im Februar 
2023. Der Vergütungsbericht und der Vermerk des Abschlussprüfers werden von der Gesellschaft 
für zehn Jahre ab dem Hauptversammlungsbeschluss über die Billigung auf der Webseite der 
CECONOMY AG kostenfrei öffentlich zugänglich gemacht.
 

 

 
Düsseldorf, 9. Februar 2022 
 
CECONOMY AG 
Der Vorstand 


